
  
 

 
Beschlussauszug 

aus der 
ord. Sitzung des Ausschusses für Gemeindeentwicklung, Bau und Ver-

kehr Sternberg  
vom 14.03.2024 

 
Top 5.1 Beratung und Beschluss über die Behandlung der Stellungnahmen der früh-

zeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
(§ 4 Abs. 1 BauGB) und Entwurfsbeschluss der 3. Änderung und Ergänzung 
des Flächennutzungsplans der Stadt Sternberg 
BV-430-2024 

 
Beschluss: 

Die Stadtvertretung der Stadt Sternberg beschließt:  
1. Die eingegangenen Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-

lange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurden geprüft und deren Behandlung wird entsprechend 
den jeweiligen Empfehlungen in der Abwägungstabelle (Anlage 1) beschlossen.  

2. Der Planentwurf der 3. Änderung und Ergänzung des Flächennutzungsplans der Stadt 
Sternberg wird in der vorliegenden Fassung vom Februar 2024 beschlossen. Der Entwurf 
der Begründung nebst Umweltberichte sowie deren Anlagen werden in der vorliegenden 
Fassung vom Februar 2024 gebilligt.  

3. Der Entwurf der 3. Änderung und Ergänzung des Flächennutzungsplans der Stadt Stern-
berg mit der Begründung und Umweltbericht einschließlich der wesentlichen, bereits vorlie-
genden umweltbezogenen Stellungnahmen sind nach § 3 Abs. 2 BauGB im Internet zu ver-
öffentlichen und die nach § 4 Absatz 2 Beteiligten sollen von der Veröffentlichung im Inter-
net auf elektronischem Weg benachrichtigt werden. Die Internetseite oder Internetadresse, 
unter der die genannten Unterlagen eingesehen werden können, die Dauer der Veröffentli-
chungsfrist sowie Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar 
sind, sind vor Beginn der Veröffentlichungsfrist ortsüblich bekannt zu machen. Es ist darauf 
hinzuweisen, dass Stellungnahmen während der Dauer der Veröffentlichungsfrist abgege-
ben werden können, dass Stellungnahmen elektronisch übermittelt werden sollen, bei Be-
darf aber auch auf anderem Weg abgegeben werden können, dass nicht fristgerecht abge-
gebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt 
bleiben können und welche anderen leicht zu erreichenden Zugangsmöglichkeiten nach 
Satz 2 bestehen. Eine Vereinigung im Sinne des § 4 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 des Um-
welt-Rechtsbehelfsgesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Absatz 2 des Um-
welt-Rechtsbehelfsgesetzes gemäß § 7 Absatz 3 Satz 1 des Umwelt-Rechtsbehelfsgeset-
zes ist mit allen Einwendungen ausgeschlossen, die im Rahmen der Auslegungsfrist nicht 
oder nicht rechtzeitig geltend gemacht wurden, aber hätte geltend gemacht werden können.  

4. Gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sind die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, zu dem 
Planentwurf und zu dem Begründungsentwurf einzuholen.  

 
Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen 

6 0 1 
 
Der Bauausschuss empfiehlt der Stadtvertretung die Beschlussfassung. 
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